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Einlauf und Zuweisungen 

Präsidentin Doris Bures: Hinsichtlich der eingelangten Verhandlungsgegenstände 

und deren Zuweisungen verweise ich gemäß § 23 Abs. 4 der Geschäftsordnung auf 

die im Sitzungssaal verteilte Mitteilung.  

Die schriftliche Mitteilung hat folgenden Wortlaut: 

A. Eingelangte Verhandlungsgegenstände: 

1. Schriftliche Anfragen: 494/J bis 576/J 

2. Anfragebeantwortungen: 214/AB bis 234/AB 

3. Anträge: 

Zurückziehung des Verlangens auf erste Lesung binnen drei Monaten: 

Zu 26/A bis Zu 28/A, Zu 31/A, Zu 34/A, Zu 35/A, Zu 57/A, Zu 76/A, Zu 79/A, Zu 81/A, 

Zu 90/A, Zu 108/A 

B. Zuweisungen: 

1. Zuweisungen seit der letzten Sitzung gemäß §§ 31d Abs. 5a, 32a Abs. 4, 74d 

Abs. 2, 74f Abs. 3, 80 Abs. 1, 100 Abs. 4, 100b Abs. 1 und 100c Abs. 1: 

Immunitätsausschuss: 

Ersuchen der Landespolizeidirektion Wien, GZ. PAD/19/2387422/2, um Zustimmung 

zur behördlichen Verfolgung des Abgeordneten zum Nationalrat Michel Reimon, MBA 

Ausschuss für Petitionen und Bürgerinitiativen: 

Petition Nr. 5 betreffend "Verordnung eines mautfreien Autobahnabschnittes der A9 

zwischen Wildon und Graz", überreicht vom Abgeordneten Walter Rauch 

2. Zuweisungen in dieser Sitzung: 

zur Vorberatung: 

Ausschuss für Arbeit und Soziales: 

Antrag 79/A der Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen betref-

fend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 11. Mai 1921 über den Dienst-

vertrag der Privatangestellten (Angestelltengesetz) geändert wird 

Antrag 90/A der Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen betref-

fend ein Bundesgesetz, mit dem das das Bundesgesetz vom 11. Mai 1921 über den 

Dienstvertrag der Privatangestellten (Angestelltengesetz) geändert wird 

Ausschuss für innere Angelegenheiten: 
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Antrag 76/A der Abgeordneten Dr. Stephanie Krisper, Kolleginnen und Kollegen betref-

fend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz vom 2. April 1952 über die Schaf-

fung von Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich, das Bundesgesetz 

über die Verleihung von Bundes-Ehrenzeichen (Bundes-Ehrenzeichengesetz) sowie 

das Bundesgesetz vom 25. Mai 1955 über die Schaffung eines Österreichischen Eh-

renzeichens für Wissenschaft und Kunst und eines Österreichischen Ehrenkreuzes für 

Wissenschaft und Kunst geändert werden (Ehrenzeichenrechtsänderungsgesetz) 

Verfassungsausschuss: 

Antrag 26/A der Abgeordneten Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES, Kolleginnen und 

Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Finanzie-

rung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG) geändert wird 

Antrag 27/A der Abgeordneten Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES, Kolleginnen und 

Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Finanzie-

rung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG) geändert wird 

Antrag 28/A der Abgeordneten Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES, Kolleginnen und 

Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Finanzie-

rung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG) geändert wird 

Antrag 31/A der Abgeordneten Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES, Kolleginnen und 

Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Finanzie-

rung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG) geändert wird 

Antrag 34/A der Abgeordneten Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES, Kolleginnen und 

Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Finanzie-

rung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG) geändert wird  

Antrag 35/A der Abgeordneten Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES, Kolleginnen und 

Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Finanzie-

rung politischer Parteien (Parteiengesetz 2012 – PartG) geändert wird 

Antrag 57/A der Abgeordneten Mag. Jörg Leichtfried, Kolleginnen und Kollegen be-

treffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geän-

dert wird (Vorabprüfung von Staatsverträgen) 

Antrag 81/A der Abgeordneten Dr. Nikolaus Scherak, MA, Kolleginnen und Kollegen 

betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz (B-

VG) geändert wird 
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Antrag 108/A der Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen be-

treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Zahl, den Wirkungs-

bereich und die Einrichtung der Bundesministerien (Bundesministeriengesetz 1986 – 

BMG) und das Bundesgesetz über die Ausschreibung bestimmter Funktionen und 

Arbeitsplätze sowie die Besetzung von Planstellen im Bundesdienst und über die 

Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes (Ausschreibungsgesetz 1989 – 

AusG) geändert werden 

***** 

Vertretung von Mitgliedern der Bundesregierung 

Präsidentin Doris Bures: Für den heutigen Sitzungstag hat das Bundeskanzleramt 

über die Vertretung von Mitgliedern der Bundesregierung, welche sich in einem ande-

ren Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten, folgende Mitteilung gemacht:  

Vertreten wird die Bundesministerin für Verfassung, Reformen, Deregulierung und 

Justiz Dr. Alma Zadić, LL.M. ab Mittag durch den Bundesminister für Arbeit, Soziales, 

Gesundheit und Konsumentenschutz Rudolf Anschober. 

Ankündigung einer Dringlichen Anfrage 

Präsidentin Doris Bures: Der Klub der NEOS hat gemäß § 93 Abs. 2 der Geschäfts-

ordnung das Verlangen gestellt, die vor Eingang in die Tagesordnung eingebrachte 

schriftliche Anfrage 576/J der Abgeordneten Mag. Beate Meinl-Reisinger, MES, Kolle-

ginnen und Kollegen an den Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Forschung 

betreffend „Aufzeigen von Missständen in der österreichischen Bildungspolitik“ dring-

lich zu behandeln.  

Gemäß der Geschäftsordnung wird die Durchführung der Dringlichen Anfrage frühes-

tens 3 Stunden nach Eingang in die Tagesordnung, also um 16.30 Uhr, erfolgen.  

Fristsetzungsantrag 

Präsidentin Doris Bures: Vor Eingang in die Tagesordnung teile ich weiters mit, dass 

Herr Abgeordneter Hermann Brückl, MA beantragt hat, dem Unterrichtsausschuss zur 

Berichterstattung über den Antrag 174/A der Abgeordneten Herbert Kickl, Kolleginnen 

und Kollegen betreffend Schulunterrichtsgesetz eine Frist bis 26. Februar 2020 zu 

setzen.  

Der gegenständliche Antrag wird gemäß der Geschäftsordnung nach Beendigung der 

Verhandlungen in dieser Sitzung zur Abstimmung gebracht werden.  
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Behandlung der Tagesordnung 

Präsidentin Doris Bures: Es ist vorgeschlagen, die Debatte über die Punkte 5 und 6 

der Tagesordnung zusammenzufassen.  

Gibt es dagegen einen Einwand? – Das ist nicht der Fall.  

Redezeitbeschränkung 

Präsidentin Doris Bures: Zwischen den Mitgliedern der Präsidialkonferenz wurde 

Konsens über die Dauer der Debatten erzielt. Demgemäß wurde eine Tagesblockzeit 

von 8 „Wiener Stunden“ vereinbart, sodass sich folgende Redezeiten ergeben: ÖVP 156, 

SPÖ 108, FPÖ 88, Grüne 80 sowie NEOS 64 Minuten.  

Gemäß § 57 Abs. 7 der Geschäftsordnung beträgt die Redezeit für die gesamte Tages-

ordnung von jenen Abgeordneten, die keinem Klub angehören, je 32 Minuten, darüber 

hinaus wird deren Redezeit auf 5 Minuten je Debatte beschränkt.  

Wir kommen sogleich zur Abstimmung über die soeben dargelegten Redezeiten.  

Ich bitte die Damen und Herren um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig 

so angenommen.  

Wir gehen in die Tagesordnung ein. 

 


